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Die Denker haben das Versagen des Liberalismus
nur verschieden interpretiert, es kommt darauf an,
ihn zu verändern. Zwar ist Selbstkritik eine Stärke
derLiberalen.Die grosseZahl vonBüchern,die den
Tod des Liberalismus diagnostizieren, beweist ge-
rade, dass er noch am Leben ist.Aber jetzt müssen
wir von der Diagnose zu einer Therapie kommen.

Ein erneuerter Liberalismus braucht wie Nep-
tun einen Dreizack. Erstens muss er die traditio-
nellen liberalen Werte und Institutionen, wie die
freie Rede oder die unabhängige Justiz, gegen
die Bedrohung durch Populisten und Autoritäre
verteidigen.

Zweitens muss er sich mit dem Versagen des-
sen auseinandersetzen, was in den letzten dreissig
Jahren als Liberalismus durchging – ein eindimen-
sional ökonomischer Liberalismus, im schlimmsten
Fall ein dogmatischer Marktfundamentalismus, der
mit der Wirklichkeit so wenig zu tun hatte wie die
Dogmen des dialektischen Materialismus oder der
päpstlichen Unfehlbarkeit. Dieses Versagen hat
Millionen von Wählern zu den Populisten getrie-
ben. Das heisst:Wir müssen gegen den Populismus
kämpfen, aber auch gegen seine Ursachen.

Und drittens muss ein erneuerter Liberalismus
sich mit den globalen Herausforderungen unserer
Zeit auseinandersetzen, wie Klimawandel, Pande-
mien und dem Aufstieg von China, und zwar mit
liberalen Mitteln. Er muss also zurück- und vor-
wärts-, nach innen und nach aussen schauen.

Wir wissen, welche liberalen Werte und Institu-
tionen wir mit der ersten Spitze des Dreizacks ver-
teidigen müssen; sie sind zentral für jeden Libera-
lismus, der diesen Namen verdient. Dafür kämpfen
die Liberalen in Ländern wie Polen oder Indien in
ihrem Alltag. Die barbarische Enthauptung eines
Lehrers in Frankreich erinnert uns daran, dass sich
die freie Rede gegen das Veto nicht nur des Zwi-
schenrufers, sondern auch des Attentäters behaup-
ten muss. Der Populismus verachtet den Pluralis-
mus, also müssen wir unsere pluralistischen, anti-
majoritären Institutionen stärken, zusammen mit
vielfältigen, unabhängigen Medien und einer wehr-
haften Zivilgesellschaft.

Weit mehr neues Denken brauchen wir für den
zweiten und den dritten Zacken. Aber bevor ich
mich diesen Herausforderungen zuwende, möchte
ich klären,was ich unter demLiberalismus verstehe.

Mehr Konsens, mehr Konflikt
Der Liberalismus ist, wie es die Politologin Judith
Shklar erhellend ausdrückte, «eine Tradition der
Traditionen». Es gibt eine Grossfamilie von histo-
rischen Praktiken, ideologischen Clustern und phi-
losophischen Schriften, die legitim als liberal gel-
ten dürfen.Alle teilen im Kern das Bekenntnis zur
individuellen Freiheit. (Nur das seltsame semanti-
sche Universum der zeitgenössischen amerikani-
schen Politik lässt es zu, den Liberalismus von der
Freiheit zu trennen.) Jenseits davon, lehrt der Polit-
philosoph John Gray, umfasst der Liberalismus Ele-
mente von Individualismus, Meliorismus, Egalita-
rianismus und Universalismus.Diese Ingredienzien
mischen sich aber in ganz unterschiedlichen Defini-
tionen, Proportionen und Kombinationen.

Wie die von den Engländern gesprochene Spra-
che zum Dialekt ihrer selbst wurde, als Englisch zur
Weltsprache aufstieg, wurde der Liberalismus der
liberalen Parteien zum Dialekt einer weitverbreite-
ten politischen Sprache, die auch liberale Konserva-
tive, liberale Katholiken, liberale Sozialdemokraten
und liberale Kommunitaristen sprechen.

Das hilft.Denn der tiefgreifendeWandel, den es
zum Erneuern der Grundlagen einer liberalen Ge-
sellschaft braucht, fordert eine strategische Konsis-
tenz, die sich dem Einfluss einer einzelnen Grup-
pierung entzieht. In einer liberalen Demokratie ge-
nügt es nicht, dass nur eine Partei, selbst wenn sie
aus makellos liberalen Liberalen mit grossem L be-
steht, ständig an der Macht bleibt.Liberale Ein-Par-
teien-Herrschaft ist ein Widerspruch in sich. Eine
liberale Erneuerung erfordert deshalb einen ge-
wissen Konsens zwischen Parteien, wie nach 1945,
als die Christlichdemokraten mithalfen, die Wohl-
fahrtsstaaten in Westeuropa zu schaffen.

Der Liberalismus verabscheut aber auch die
Vorstellung von allgemeiner Einigkeit, denn diese

würde den lebendigen Kampf der Ideen lahmlegen.
Im Westen sehen wir derzeit Beispiele von zwei
kontrastierenden Gefahren: In den hyperpolarisier-
ten USA herrscht zu wenig Konsens, in Deutsch-
land womöglich zu viel.Wir brauchen eine Balance
zwischen nötigem Konsens und ebenso wichtigem
Konflikt.

Nichts wäre absurder, als den Liberalismus ent-
weder auf die Theorie von John Rawls oder auf
die Praxis von Goldman Sachs zu reduzieren.Rich-
tig verstanden, bietet der Liberalismus eine un-
vergleichlich reiche, vier Jahrhunderte lange Ge-
schichte einer nie endenden Suche nach dem bes-
ten Weg, wie unterschiedliche Menschen in Frei-
heit gut zusammenleben können. Sie ist eine
Fundgrube an Theorien und ein Schatz an Er-
fahrungen.

Gleichheit und Solidarität
Wir hätten auf Pierre Hassner hören sollen. Der
brillante französische Politphilosoph, in Rumä-
nien geboren, äusserte schon 1991 die Warnung,
auch wenn wir zu Recht den Triumph der Frei-
heit am Ende des Kalten Krieges feierten, müss-
ten wir bedenken, dass die Menschheit nicht von
universeller Freiheit allein lebe. Er sagte voraus,
dass der Drang zu Nationalismus und Sozialismus
zurückkehren werde, und er erklärte ihn auch:
als Sehnsucht nach Gemeinschaft und Identität
einerseits, nach Gleichheit und Solidarität ander-
seits. Dank dieser klarsichtigen Analyse können
wir eine Diagnose stellen, was in vielen libera-
len Demokratien schiefgelaufen ist, aber auch
ein Rezept finden. Gemeinschaft und Identität
sind Werte (und menschliche Grundbedürfnisse),
die das konservative Denken pflegt, während die
sozialistische Tradition auf Gleichheit und Soli-
darität achtet. Im nicht nur scherzhaften Geist
eines gefeierten Essays des polnischen Philoso-
phen Leszek Kolakowski schlage ich deshalb vor,
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Im Zentrum liberalen Denkens stehen der Einzelne und seine Freiheit. Doch was bedeutet dies heute für westliche Gesellschaften?
Denn der Autoritarismus erstarkt, die Ungleichheit wächst, die digitale Monopolbildung schreitet voran. Dazu kommen eine
kaum kontrollierte Immigration und der Klimawandel. Ein Diskussionsbeitrag von Timothy Garton Ash
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dass wir uns als konservativ-sozialistische Libe-
rale versuchen.

Beginnen wir mit Gleichheit und Solidarität.
Es ist ein Gemeinplatz, dass wir in vielen hoch-
entwickelten Gesellschaften einen dramatischen
Anstieg der Ungleichheit sehen. Die Schere der
Lebenschancen öffnet sich schon beim Leben
selbst. In einer grünen Oase von London, Rich-
mond upon Thames, kann ein Mann mit 65 noch
13,7 Jahre gesundes Leben erwarten, mehr als dop-
pelt so viel wie die 6,4 Jahre eines Mannes am
anderen Ende der Metropole, in Newham. Und
seit den 1990er Jahren ist in den USA bei weis-
sen Männern zwischen 45 und 54 die Sterberate
jener mit einem College-Abschluss um 40 Prozent
gefallen, jener ohne Abschluss aber um 25 Pro-
zent gestiegen.

Um die Ungleichheit der Lebenschancen zu ver-
ringern, müssen sich Liberale gleichzeitig mit mul-
tiplen Ungleichheiten auseinandersetzen: natürlich
mit jener des Wohlstandes, der Gesundheit, der Bil-
dung und der Geografie, aber auch mit jener zwi-
schen den Generationen und mit den weniger
offensichtlichen Ungleichheiten von Macht und
Beachtung. Um diese multidimensionale Ungleich-
heit anzugehen, müssen wir radikalere Massnah-
men unterstützen, als die meisten Liberalen in den
drei Jahrzehnten seit 1989 erwägen mochten.

Das liberale Denken beginnt nicht an der De-
cke, sondern gemäss Ralf Dahrendorf auf dem
«gemeinsamen Fussboden», von dem aus jedes
Individuum, dank seinem Antrieb und seinen
Fähigkeiten, so hoch aufsteigen kann wie je-
mand, der in einem Penthouse ins Leben star-
tet. Dazu beitragen können eine negative Ein-
kommenssteuer (wie sie schon Milton Friedman
empfahl), ein bedingungsloses Grundeinkommen
(das bei einer Umfrage meines Forschungsteams
in Oxford überwältigende 71 Prozent der Euro-
päer bejahten), ein steuerfinanziertes universales
Minimalerbe (besonders wünschenswert, wenn –
wie in Grossbritannien und Amerika – der ent-
scheidende Graben nicht beim Einkommen, son-
dern beim geerbten Vermögen klafft), ausser-
dem allgemeine Grundversorgung für Gesund-
heit,Wohnung und soziale Sicherheit. Es gibt ganz
unterschiedliche nationale Varianten des libera-
len, demokratischen Kapitalismus; deshalb wird
sich der Mix dieser Massnahmen von Land zu
Land unterscheiden.

Eine entscheidende Treppe für den Aufstieg
ist die Bildung. Mit der Expansion der Hoch-
schulen wollten die Liberalen nach dem Zwei-
ten Weltkrieg die Lebenschancen verbessern und
die soziale Mobilität erhöhen. Aber heute dienen
die grossen privaten Universitäten der USA und
anderswo immer mehr als Mittel der etablierten
Eliten, um ihren Aufstieg zu verewigen. Wir brau-
chen auch Volksschulen mit hoher Qualität, ab den
entscheidenden ersten Jahren, eine bessere Berufs-
bildung und, in der digitalen Revolution, lebens-
langes Lernen.

Den Respekt umverteilen
Jenseits der Bildung gibt es ein weiteres kulturel-
les Problem, das sich als Missverhältnis der Wert-
schätzung beschreiben lässt. Die Menschen ohne
höhere Ausbildung, die häufig in heruntergekom-
menen einstigen Industriestädten leben, fühlen
sich von den «liberalen Eliten», wie die Populisten
sie schimpfen, übersehen, vernachlässigt und ver-
achtet. Dieses kulturelle Ressentiment ist selbst in

Regionen wie Ostdeutschland zu spüren, wo keine
akute materielle Not herrscht. Der Rechtsphilo-
soph Ronald Dworkin forderte, eine liberale poli-
tische Gemeinschaft müsse allen ihren Mitgliedern
gleichermassen Interesse und Respekt erweisen.

Wir brauchen umfassende Programme, um die
vernachlässigten Städte und Regionen wieder zu
stärken. Lokalismus ist für den Liberalismus ge-
nauso wichtig wie für den Konservativismus. Den-
ken wir nur an das Credo von Thomas Jefferson:
«Teilen wir die Grafschaften in Bezirke auf.»

So wichtig wie in der Politik ist ein nachhaltiger
Wandel aber auch bei unserer Einstellung. Die pol-
nischen Populisten fordern mit Recht eine «Um-
verteilung des Respekts». In den ersten Monaten
der Pandemie sahen wir so etwas, als plötzlich nicht
nur Ärzte, sondern auch Pflegepersonal, Fernfah-
rer, Verkäuferinnen oder Putzkräfte als «Helden»
galten. Diese Anerkennung scheint aber bereits zu
verblassen.

Dem technokratischen Liberalismus der letzten
Jahrzehnte mangelte es spektakulär an einer ent-
scheidenden Ingredienz: der liberalen Imagination.
Die Philosophin Martha Nussbaum schreibt über
diese «neugierige und mitfühlende» Imagination,
«die die Menschheit auch in seltsamen Kostümen
erkennt». Dieses Mitfühlen findet sich am reichsten
in der Poesie oder in Romanen.

Die zivile Tugend, die auf dieser phantasievollen
Einfühlsamkeit beruht, ist die Solidarität, ein Ideal,
das sich die Linke lange auf ihre Fahnen schrieb,
das aber auch viele Konservative schätzen, die sich
auf die christliche Soziallehre berufen. Diese bei-
den Denktraditionen, von links und von rechts, ver-
einigten sich in den 1980er Jahren in der polnischen
Befreiungsbewegung, die sich «Solidarität» nannte.
Auch die Liberalen müssen, wie die Konservati-
ven und die Sozialisten, den Wert der Solidarität
aus vollem Herzen würdigen. Und wir müssen ver-
stehen, dass ihre subjektiven, emotionalen und kul-
turellen Aspekte so wichtig sind wie die objektiven,
sozialen und ökonomischen. Nur mit der Kombina-
tion all dieser Aspekte können wir wirklich einen
«gemeinsamen Fussboden» schaffen.

Selbstdisziplin der Freiheit
Vieles, was ich bisher diskutiert habe, gehört in
die Rubrik «Gleichmachen nach oben». Was aber
ist mit dem «Gleichmachen nach unten»? Theo-
retisch könnte ein Liberaler fragen: Wenn alle für
Chancengleichheit im Leben genug haben, wo ist
dann das Problem, wenn einige viel mehr als genug
haben? In der Praxis sticht dieses Argument aber
aus mindestens drei Gründen nicht. Den gemein-
samen Boden zu schaffen, ist erstens teuer, es lässt
sich also nicht bezahlen, ohne Leuten mehr Geld
wegzunehmen: den Superreichen, die dank der Glo-
balisierung florierten, aber auch der wohlhabenden
Mittelklasse, also Leuten wie mir. Extreme Un-
gleichheit verträgt sich zweitens nicht mit Chan-
cengleichheit, weil sich die Oberklasse dank ihren
Privilegien etwa bei der Bildung als «Erb-Meri-
tokratie» verewigen kann. Und die extreme Ver-
mögenskonzentration führt drittens zu einer aku-
ten Ungleichheit der Macht.

Zu den praktischen Massnahmen, um diese Un-
gleichheiten anzugehen, gehören die Jagd auf die
Billionen von Dollar, die sich in den Steueroasen
der Welt verstecken, eine Vermögenssteuer, höhere
und effektiver erhobene Steuern für Digitalunter-
nehmen wie Facebook und eine Besteuerung der
Grundstücke – diese hätte den Vorzug, nicht nur
vertikale, sondern auch horizontale, also geografi-
sche Ungleichheiten zu verringern. Und wir kön-
nen zu dem zurückkehren, was John Stuart Mill am
Sozialismus am meisten interessierte: die Arbeit-
nehmer an den Unternehmen zu beteiligen, für die
sie arbeiten, und damit ihre Verbundenheit mit der
Arbeit zu stärken.

Ein Effekt der Globalisierung war es, dass sie in
den hochentwickelten Volkswirtschaften die Macht

des Kapitals gegenüber jener der Arbeit stärkte.
Gewerkschaften, ein fast vergessener Pfeiler der
Linken, gehören daher auch zur Antwort. Ausser-
dem brauchen wir eine neue Generation der Wett-
bewerbspolitik, in den USA bekannt als Antitrust.
Deshalb sollten die Anhänger von Milton Fried-
man und Friedrich Hayek, wenn sie sich an ihre
Prinzipien halten, härter für echten Wettbewerb
kämpfen als jeder Linksradikale. Und es muss klar
sein, dass gut regulierte Märkte ein unabdingbarer
Teil der Verfassung der Freiheit bleiben.

Nicht zuletzt brauchen wir einen Gezeitenwech-
sel beim Ethos – sowohl unter den Reichen als auch
gegenüber den Reichen. In einer Vorlesung über
«das Problem der Freiheit», die er 1939 für den
internationalen PEN-Kongress schrieb, sprach Tho-
mas Mann vom Bedürfnis nach «einer freiwilligen
Selbstbeschränkung, einer sozialen Selbstdisziplin
der Freiheit». Wo ist diese soziale Selbstdisziplin in
den letzten Jahren geblieben? Grundsätzlich brau-
chen wir eine «Umverteilung des Respekts»: weni-
ger für den Banker, mehr für den Strassenwischer.

Identität und Gemeinschaft
Das bringt uns zum zweiten Paar von Werten, das
die Liberalen auf eigene Gefahr vergessen: Iden-
tität und Gemeinschaft. Das Unglück, das sich in
den letzten drei Jahrzehnten gehäuft hat, kommt
teilweise davon, dass aufgrund eines hypertrophen
Individualismus das Gleichgewicht zwischen Ein-
zelnen und Gemeinschaft nicht mehr stimmt.Aber
es geht auch darum, welche Gruppen die Libera-
len bevorzugt und welche sie vernachlässigt haben.

Wir kosmopolitischen Liberalen beachteten
zwar in den letzten Jahrzehnten zu Recht die an-
dere Hälfte der Welt stärker, aber wir missachte-
ten gleichzeitig die andere Hälfte unserer eigenen
Gesellschaften. Wir sprachen viel von der «inter-
nationalen Gemeinschaft», weniger von nationa-
len Gemeinschaften. Während wir einfühlsam auf
die legitimen Wünsche diverser Minderheiten nach
Anerkennung ihrer komplexen Identitäten eingin-
gen, übersahen wir, dass jene, die die Multikultur-
alisten als solide Mehrheit wahrnahmen, sich jetzt
in ihrer Identität verunsichert und bedroht fühlen.
Das öffnete die Tür zur «weissen Identitätspolitik»
von Trump und Co. Dieses Ressentiment der Mehr-
heit, die sich wie eine Minderheit fühlt, wurde auch
dadurch geschürt, dass die liberale Elite eine epis-
tokratische Verachtung für die Hälfte der Gesell-
schaft ohne höhere Bildung hegt, vor allem wenn
diese andere Hälfte simple und politisch unkor-
rekte Ansichten äussert.

Wir unterschätzten auch die traumatische Wir-
kung der Geschwindigkeit und der Durchschlags-
kraft des Wandels, der sich aufgrund der Globalisie-
rung und der Liberalisierung seit 1989 im Alltags-
leben der Menschen vollzog. So viel Vertrautes wird
weggefegt, dass die Menschen schreien: «Genug!
Zu viel Wandel! Zu schnell!» Und sie hängen oft
melancholisch an, sie verstünden ihr eigenes Land
nicht mehr – ein Gefühl, das Populisten ausbeu-
ten, um die Unzufriedenheit gegen die Einwande-
rer mit ihren ethnischen, religiösen und kulturellen
Eigenarten zu lenken. Solche Gefühle herrschen in
mittel- und osteuropäischen Ländern, obwohl sie
eigentlich unter Massenauswanderung leiden, nicht
Masseneinwanderung: Die Entfremdeten geben
Fremden die Schuld an ihrer Entfremdung. Natür-
lich zeigen sich hier auch Xenophobie und Rassis-
mus, diese Gefühle gründen aber in einer viel tie-
feren Reaktion gegen die revolutionäre Geschwin-
digkeit des Wandels der Lebenswelten.

Wir Liberalen missachteten die urkonservative
Einsicht von Mary Shelley: «Nichts ist so schmerz-
haft für den menschlichen Geist wie starker und
schneller Wandel.» Der konservative Philosoph
Roger Scruton definierte denn auch den Konser-
vativismus als «die politische Haltung, die sich aus
dem Wunsch nährt, bestehende Dinge zu erhalten,
weil sie entweder in sich selbst gut oder besser als

Richtig verstanden, bietet
der Liberalismus eine
unvergleichlich reiche, vier
Jahrhunderte lange
Geschichte einer nie enden-
den Suche nach dem besten
Weg, wie unterschiedliche
Menschen in Freiheit gut
zusammenleben können.
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